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Einleitung und Gang der Darstellung

Das Jahr 2019 hat für das europäische Gesellschaftsrecht erhebliche Neu-
erungen gebracht. Mit dem Company Law Package1 verabschiedete das Eu-
ropäische Parlament zwei Richtlinien, deren erste Entwürfe im April 2018 
von der EU-Kommission vorgestellt worden waren.2 Neben der Digital-
Richtlinie3 ist es vor allem die Mobilitätsrichtlinie4, die weitreichende Ände-
rungen des Umwandlungsrechts mit sich bringt. Zwar ist insbesondere die 
Judikatur des EuGH in den letzten Jahren angewachsen und auch ein einheit-
licher Rechtsrahmen für die Durchführung von grenzüberschreitenden Ver-
schmelzungen existiert seit 2005.5 Es fehlte bislang allerdings an harmoni-
sierten Regelungen für den grenzüberschreitenden Formwechsel und die 
grenzüberschreitende Spaltung von Gesellschaften im europäischen Binnen-
markt. Diese wurden mit der Mobilitätsrichtlinie geschaffen. Die vorliegende 
Arbeit konzentriert sich auf die grenzüberschreitende Spaltung von Kapital-
gesellschaften in der Europäischen Union nach der Mobilitätsrichtlinie.

1  So bezeichnete die EU-Kommission die beiden gemeinsam vorgestellten Richt
linienvorschläge, hierzu EU-Kommission vom 25. April 2018, Proposal  – Company 
Law Package. Sie haben unter dieser Bezeichnung auch Eingang in die Literatur ge-
funden, vgl. etwa nur Noack/Kraft, DB 2018, 1577.

2  Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlamentes und des Rates zur 
Änderung der Richtlinie (EU) 2017/1132 im Hinblick auf den Einsatz digitaler Werk-
zeuge und Verfahren im Gesellschaftsrecht vom 25. April 2018, COM(2018) 239 fi-
nal – 2018/0113(COD); Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlamentes 
und des Rates zur Änderung der Richtlinie (EU) 2017/1132 in Bezug auf grenzüber-
schreitende Umwandlungen, Verschmelzungen und Spaltungen vom 25. April 2018, 
COM(2018) 241 final – 2018/0114(COD).

3  Richtlinie (EU) 2019/1151 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
20. Juni 2019 zur Änderung der Richtlinie (EU) 2017/1132 im Hinblick auf den Ein-
satz digitaler Werkzeuge und Verfahren im Gesellschaftsrecht, die „Digitalrichtlinie“, 
ABl. L 186 v. 11. Juli 2019, S. 80.

4  Richtlinie (EU) 2019/2121 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
27. November 2019 zur Änderung der Richtlinie (EU) 2017/1132 in Bezug auf grenz-
überschreitende Umwandlungen, Verschmelzungen und Spaltungen, die „Mobilitäts-
richtlinie“, ABl. L 321 v. 12. Dezember 2019, S. 1.

5  Richtlinie 2005/56/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
26.10.2005 über die Verschmelzung von Kapitalgesellschaften aus verschiedenen 
Mitgliedstaaten, ABl. EU Nr. L 310 v. 25. November 2005, S. 1; konsolidiert jetzt in 
den Artt. 118 ff. der Gesellschaftsrechtsrichtlinie.
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In einem ersten Teil A. werden dabei die Grundlagen der grenzüberschrei-
tenden Spaltung und des europäischen Umwandlungsrechts beleuchtet. Dazu 
wird zunächst der status quo bei der Durchführung von grenzüberschreiten-
den Spaltungen dargestellt und nach der Notwendigkeit eines eigenen Rege-
lungsregimes gefragt (A.I.). In diesem Rahmen erfolgt sowohl ein Blick auf 
die Statistik grenzüberschreitender Umwandlungsmaßnahmen als auch der 
Rechtsprechung des EuGH zur Niederlassungsfreiheit von Gesellschaften im 
Allgemeinen und auf den Meinungsstand zur Durchführung grenzüberschrei-
tender Spaltungen im Besonderen. Außerdem soll mit einer Betrachtung der 
möglichen Motivationen zur Vornahme einer grenzüberschreitenden Spaltung 
das Bewusstsein für die Praxis geschärft werden. Sodann werden die einzel-
nen Umwandlungsmaßnahmen der Verschmelzung, des Formwechsels und 
der Spaltung vorgestellt, wobei der Schwerpunkt der Darstellung auf Letzte-
rer liegt (A.II.). Um die Mobilitätsrichtlinie ausgewogen und sachgerecht zu 
analysieren, folgt eine Darstellung der an der Spaltung beteiligten Gruppen 
und der Schutz ihrer Interessen in unterschiedlichen Systemen (A.III. und 
A.IV.). Den ersten Teil schließt eine Überprüfung der Frage, ob im europäi-
schen Normgeflecht des Umwandlungsrechts ein übergreifendes System 
existiert (A.V.).

Mit B. folgt das Kernstück der Arbeit, in dem die Mobilitätsrichtlinie ana-
lysiert wird. Hierbei sollen Probleme, die sich aus der Richtlinie ergeben, 
aufgezeigt und Lösungen präsentiert werden. Nach einer Einführung zur 
Gesetzgebung (B.I.) folgt ein allgemeiner Überblick zu den gesetzgeberi-
schen Leitlinien der Erwägungsgründe (B.II.). Der nachfolgende Besondere 
Teil  (B.III.) gliedert sich in eine Einzelbetrachtung aller wesentlichen Vor-
schriften. Besonderes Augenmerk liegt dabei auf den Neuerungen gegenüber 
anderen Richtlinien des europäischen Gesellschaftsrechts.

Die Dissertation schließt mit einer Zusammenfassung der wesentlichen 
Ergebnisse der Arbeit (C.).

Die Betrachtung konzentriert sich insbesondere auf das europäische und 
nationale Umwandlungsrecht mit besonderem Fokus auf Kapitalgesellschaf-
ten, da die Mobilitätsrichtlinie die Spaltung von Personengesellschaften aus 
ihrem Anwendungsbereich ausklammert. Da es sich im Kern um eine gesell-
schaftsrechtliche Richtlinie handelt, werden Fragen des Steuerrechts nur am 
Rande behandelt.



A. Umwandlungsrecht Allgemeiner Teil

I. Die Durchführung grenzüberschreitender Umwandlungen

Die grenzüberschreitende Spaltung ist eine Spaltung, bei der der übertra-
gende und mindestens einer der aufnehmenden Rechtsträger unterschiedli-
chen Rechtsordnungen unterliegen.1 Die Notwendigkeit eines gesonderten 
Regelungsregimes für derartige grenzüberschreitende Spaltungen wurde noch 
im Gesetzgebungsverfahren zur Mobilitätsrichtlinie von der Berichterstatte-
rin des Rechtsausschusses des Europäischen Parlaments angezweifelt.2 Die 
Arbeit unternimmt es daher zunächst, die Häufigkeit grenzüberschreitender 
Vorhaben herauszustellen, sodann deren rechtliche Einordnung zu referieren 
und abschließend im Überblick die möglichen Motivationen zur Vornahme 
einer grenzüberschreitenden Spaltung zu beschreiben, um letztlich die Frage 
nach der Regelungsnotwendigkeit zu beantworten.

1. Status Quo

a) Statistische Erfassung grenzüberschreitender Vorhaben

Im Jahr 2017 gab es 228 grenzüberschreitende Satzungssitzverlegungen3 
und 574 grenzüberschreitende Verschmelzungen,4 2018 lag dieser Wert bei 
2615 bzw. 6206. Deutschland war nach Luxemburg im Zeitraum von 2013 bis 
2018 das Land mit den meisten Sitzverlegungen (sowohl als Zuzugs- als 

1  MHdB GesR VIII/Kraft/Redenius-Hövermann, § 30 Rn. 1; Prüm, Die grenzüber-
schreitende Spaltung, S. 15 f.

2  MdEP Regner, Entwurf eines Berichts über den Vorschlag für eine Richtlinie des 
Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Richtlinie (EU) 2017/1132 
in Bezug auf grenzüberschreitende Umwandlungen, Verschmelzungen und Spaltungen 
(COM(2018)0241 – C8-0167/2018 – 2018/0114(COD)), PE625.524v02-00, S. 104.

3  Biermeyer/Meyer, Cross-Border Corporate Mobility 2020 Vol. I, S. 26; Biermeyer/ 
Meyer, Cross-Border Corporate Mobility 2018, S. 60, gab den Wert für 2017 zunächst 
noch mit 134 an. 

4  Biermeyer/Meyer, Cross-Border Corporate Mobility 2020 Vol. I, S. 25; Biermeyer/ 
Meyer, Cross-Border Corporate Mobility 2018, S. 5, gab den Wert zunächst mit 432 
an.

5  Biermeyer/Meyer, Cross-Border Corporate Mobility 2020 Vol. I, S. 26.
6  Biermeyer/Meyer, Cross-Border Corporate Mobility 2020 Vol. I, S. 25. 


